Anhang 2.3 zum ÖStP 2012 betreffend Land Salzburg

Gegensteuerungsmaßnahmen mit quantitativen, qualitativen und zeitlichen Erläuterungen zu diesen Maßnahmen

Unter dem Titel „Neustart für Salzburg“ sieht das Arbeitsübereinkommen von Salzburger Volkspartei, Grünen und Team Stronach bereits als ersten Punkt in der Präambel vor: „Die Landesbudgets bis einschließlich 2016 stufenweise an einen ausgeglichenen Haushalt heranführen und ab 2017 Schulden über die Gesamtdauer von 25 Jahren abbauen (verantwortungsvolles, nachhaltiges Wirtschaften).“

In Umsetzung dieser Zielvorgabe konzentriert sich die Landesregierung derzeit auf die infolge der Finanzcausa schwierige Herausforderung der Budgeterstellung für das Jahr 2014 und hat sich vorgenommen, ab Beginn des kommenden Jahres die derzeit noch vorliegende veraltete mittelfristige Finanzplanung für die Jahre bis 2018 auf eine aktuelle Basis zu bringen.

Als aktuelle Rechtsgrundlage zur Eindämmung der Ausgabendynamik existiert das Salzburger Finanzrahmengesetz 2013 – 2016, LGBl Nr 11/2013, das als Grundlage für die Erstellung der Landesvoranschläge für die kommenden Jahre Grenzen hinsichtlich der Ausgaben des ordentlichen Haushaltes auf der Ebene der finanzwirtschaftlichen Gliederung und der Haushaltsgruppen statuiert.

Bezüglich der Erstellung des Landesvoranschlages 2014 bemüht sich die Landesregierung derzeit, trotz Setzung zusätzlicher politischer Schwerpunkte für das kommende Jahr die im vorliegenden, seinerzeit aber vom Landtag nicht beschlossenen Entwurf des Landesvoranschlages 2014 (ursprünglich war ein Doppelbudget für 2013/14 beabsichtigt) vorgesehene Netto-Neuverschuldung von rund 77 Mio € deutlich zu reduzieren. Die endgültige Finalisierung der Budgeterstellungsrichtlinien für 2014 steht allerdings noch aus.


Abweichungen gegenüber dem Soll:

Die Grundlage für das Ausfüllen der Voranschlagsquerschnittsformulare betreffend das Land Salzburg ist für das Jahr 2013 der Landesvoranschlag und für die Jahre ab 2014 der Stabilitätsbericht 2012 bis 2018 vom November 2012. In diesen sind klarerweise die Auswirkungen der Finanzcausa noch nicht eingeflossen.

Tatsache ist, dass der Finanzschuldenstand des Landes Salzburg und des Landeswohnbaufonds per Ende 2011 im Landesrechnungsabschluss noch mit insgesamt rund 1,382 Mrd € ausgewiesen war (davon rund 776,4 Mio € Land und rund 605,4 Mio € Landeswohnbaufonds). Dadurch, dass die inzwischen entlassene Budgetreferatsleiterin jedoch zahlreiche Fremdmittelaufnahmen, etwa zwecks Ankaufs von Wertpapieren im Rahmen des Finanzmanagements für den so genannten Versorgungs- und Unterstützungsfonds und für den Landeswohnbaufonds, nach heutiger Einschätzung zu Unrecht in erheblichem Maße in der durchlaufenden Gebarung dargestellt hat, sind diese Beträge auch nicht in den Nachweis des Finanzschuldenstandes des Landes bzw in die bilanzmäßig beim Landeswohnbaufonds auf der Passivseite genannten „Finanzschulden“ eingeflossen. Die Statistik Austria hat zwar schon einen etwas höheren Wert für den Schuldenstand der Landesebene laut ESVG  bezüglich des Jahres 2011 angenommen (2,295 Mrd €), jedoch stellt sich nach korrekter Miteinbeziehung der seinerzeitigen umfangreichen Fremdmittelaufnahmen aus der durchlaufenden Gebarung der tatsächliche Stand an Darlehen des Landes (inkl Landeswohnbaufonds) laut eigener „Beilage Finanzmanagement“ zum Rechnungsabschluss 2012 per Jahresende 2011 mit rund 3.049,5 Mio € und per Ende 2012 mit rund 3.506,5 Mio € dar. Wichtig wäre daher im Hinblick auf die geforderte Schuldenquotenreduktion nach dem ÖStP 2012, dass in den maßgeblichen Statistiken nach ESVG der Ausgangsschuldenstand des Landes Salzburg per Ende 2011 nachträglich entsprechend nach oben korrigiert wird. Infolge der laufenden intensiven Bemühungen um einen Abbau des Finanzportfolios sollte sich dieser Schuldenstand schon per Ende 2013 sehr deutlich vermindern.

[bookmark: _GoBack]Allerdings sei auch nicht verschwiegen, dass es im Zuge der Aufarbeitung der Vergangenheit etliche Angelegenheiten gibt, die sich gegenläufig, also negativ auf den Schuldenstand des Landes, aber auch auf den Maastricht- bzw Struktursaldo und auf die Wahrung der Ausgabenobergrenzen auswirken, wie beispielsweise die mutmaßlichen, im Rahmen bisheriger Selbstanzeigen erfassten Abgabenschulden (KeSt, KöSt) des Landes (Versorgungs- und Unterstützungsfonds) und des Landeswohnbaufonds, die zurückzuzahlenden, da zu Unrecht in Anspruch genommenen Katastrophenfondsmittel für Schäden im Vermögen des Landes (inkl der ehemaligen Bundesstraßen B) und der Gemeinden und die Begleichung der Honorare für die mit dem schrittweisen Abbau des Finanzportfolios des Landes beauftragten Berater und sonstigen Experten.

Bezogen auf den gesamtstaatlichen Haushaltssaldo bzw Schuldenstand wirken sich hingegen Begleichungen von Abgabenschulden oder Rückzahlungen zu Unrecht in Anspruch genommener Katastrophenfondsmittel durch das Land Salzburg glücklicherweise nicht negativ aus, da diese Gelder ja die Ergebnisse anderer Gebietskörperschaften (vor allem jene des Bundes, bei den Abgaben via Finanzausgleich aber auch jene anderer Länder und der Gemeinden) entsprechend verbessern.


